
betei l igten Parteien (der arabischen Staa­
ten, des paläst inensischen Volkes und des 
Staates Israel). 
Bezügl ich der Organisat ion, Betei l igung 
und Form einer neuen Nahost-Konferenz 
schlägt die Sowjetunion zwei Phasen vor, 
unter g le ichberecht ig ter Betei l igung der 
Befre iungsorganisat ion (PLO) von Anfang 
an. Die zweite, e igent l iche Sachkon­
ferenz sol l te dann eine Verständigung 
über eine Nahost-Regelung zustandebr in­
gen. Der Abschluß der Konferenz sol le in 
der Annahme eines internat ionalen, von 
den Parteien angenommenen Übere inkom­
mens bestehen. 
Die Sowjetunion ist von der Mögl ichkei t 
überzeugt, dieses Ziel zu erre ichen, wenn 
die Betei l igten die dem Konf l ikt zugrunde­
l iegenden Ursachen erkennen und besei t i ­
gen. 
X. Die Hal tung der Vereinigten Staaten 
und ihre Ste l lungnahme zum Nahost-Kon­
f l ikt ist keineswegs von derselben Klarheit 
und Genauigkei t wie die sowjet ische, 
ganz abgesehen von ihrem Inhalt. Sie hält 
s ich mehr im al lgemeinen, vermit tel t eher 
den Eindruck des Lavierens und vermei ­
det es vol lends, auf die Ursachen des 
Konf l ikts e inzugehen, deren Besei t igung 
von der Sowjetunion als Voraussetzung 
und als Mögl ichkei t einer umfassenden 
Regelung angesehen w i rd . 
Cyrus Vance, der amer ikanische Außenmi­
nister, fand nach Abschluß seiner Nahost-
Reise Ende Februar 1977 eine erkennbare 
Entschlossenheit al ler Parteien zu einer 
ernsten Fr iedensanstrengung. Auch stel l te 
er fest, daß sie alle nach Genf zu gehen 
bereit seien, um die entscheidenden 
Sachfragen ohne Vorbedingungen zu be­
handeln, wenn vorher d ie Verfahrensfra­
gen gelöst wären. Die Parteien st immten 
darin überein, daß die entscheidenden 
Sachthemen fo lgende se ien: d ie Natur 
des Friedens, der Abzug der Truppen, die 
Frage der Grenzen und das Paläst ina-Pro­
b lem. Das herausragende Verfahrenspro­
blem wi rd von Vance in der Tei lnahme 
der Palästinenser an der Konferenz gese­
hen. A ls Zei tpunkt der Konferenz werde 
zwar von der zweiten Hälfte 1977 gespro­
chen, und alle Parteien seien s ich einig, 
daß man hierfür tät ig werden sol le, aber 
das bleibt z ieml ich belanglos, wei l jede 
Nennung eines Termins solange wenig 
Sinn hat, wie er nach wie vor entschei ­
dend davon abhängt, ob die Vorbed ingun­
gen, spr ich die Tei lnahme der Paläst inen­
ser in d ieser oder jener Form, erfül l t 
s ind. 

Eindeut iger hatten die Vereinigten Staaten 
ihre Einstel lung zur Wiedereinberufung 
der Nahost-Fr iedenskonferenz jedoch am 
20. Februar 1976 in einem Schreiben des 
damal igen Außenministers Kissinger in 
seiner Eigenschaft als Ko-Präsident der 
ersten Genfer Konferenz an Generalsekre­
tär Waldheim ausgesprochen (A/31/54-S/ 
11991). Die Verein igten Staaten seien 
nicht der Meinung, daß der (seit Jahren 
anhaltende) St i l ls tand annehmbar oder un­
vermeid l ich sei. Jedoch bestünde keine 
Aussicht auf Fortschri t t , wenn der Ver­
handlungsrahmen (der ersten Nahost-Kon­
ferenz), ohnedies mühevol l zustandege­
bracht, zerr issen würde. Dieser Rahmen, 
beruhend auf den Grundgedanken der Re­
solut ionen des Sicherhei tsrats 242 (1967) 

und 338 (1973), sei genügend dehnbar 
und bewegl ich, um die Grundlage für d ie 
Ausarbei tung gerechter und dauerhafter 
Lösungen für al le anhängigen Fragen b i l ­
den zu können, einschl ießl ich der Fragen 
des Rückzugs aus den besetzten Gebie­
ten, der Beendigung des Kriegszustands, 
der Verpf l ichtung beider Parteien zum 
Frieden und des Rechts, in s icheren und 
anerkannten Grenzen zu leben. Außerdem 
hätten d ie Vereinigten Staaten schon wie­
derhol t ihren Standpunkt bestätigt, daß es 
im Nahen Osten keinen dauerhaften Frie­
den geben könne, wenn er nicht zugleich 
die berecht igten Interessen des paläst i ­
nensischen Volkes berücks icht ige. H in­
s icht l ich des Verfahrens schlug Kissinger 
eine Vorberei tungskonferenz mit Betei l i ­
gung der jenigen vor, die bereits bisher an 
den Verhandlungen über die Lösung der 
Nahost-Frage im Rahmen der ersten Kon­
ferenz betei l igt waren. 
Aus den Hinweisen Kissingers auf die Re­
solut ionen des Sicherhei tsrats 242 und 
338 sowie aus seinen wei teren Ausführun­
gen geht hervor, daß die Verein igten Staa­
ten einer selbständigen Tei lnahme der Pa­
läst inensischen Befreiungsorganisat ion an 
einer neuen Genfer Runde, zumindest 
von Anfang an, ablehnend gegenüberste­
hen. Damit vertreten sie den g le ichen 
Standpunkt w ie Israel und stehen im Ge­
gensatz zu den arabischen Staaten und 
der PLO, da diese, wie gesagt, die Beach­
tung auch der Resolut ionen der General ­
versammlung 3236 und 3376 mit einer Ein­
beziehung der Paläst inenser in neue Nah­
ost-Verhandlungen berücks icht ig t sehen 
wol len. 

XI . Generalsekretär Waldheim sieht als 
Haupthindernis das Fehlen ausre ichenden 
Vertrauens auf beiden Seiten und die Be­
fürchtungen über d ie Folgen von Kompro­
missen und Zugeständnissen an. Er g laubt 
zwar ein wachsendes Bewußtsein bei den 
Parteien darüber feststel len zu können, 
daß gegenwärt ig eine relativ günst ige Ge­
legenheit für die Wiederaufnahme von be­
deutsamen Verhandlungen gegeben sei, 
weist aber zugle ich unüberhörbar darauf 
hin, daß große Gefahren heraufziehen, 
wenn sich d ie Lage wieder verschlechter t , 
d. h. wenn die je tz ige Ruhe ungenutzt 
bleibt, mit al len unberechenbaren Folgen 
für den Nahen Osten und für die Völker­
gemeinschaf t insgesamt. 
In der Sache selbst sieht auch Waldheim 
die Tei lnahme oder wenigstens die Betei­
l igung der Paläst inensischen Befreiungs­
organisat ion und damit die unmit te lbare 
Vertretung der Interessen und Rechte des 
paläst inensischen Volkes als das erste 
Problem für das Zustandekommen der 
neuen Nahost-Fr iedenskonferenz an. Um 
dieses zu erre ichen, bedür fe es gewisser 
Änderungen in der Haltung al ler Seiten. 
Sie seien in der Anerkennung von berech­
t igten Ansprüchen der jewei ls anderen 
Seite und in einer größeren Klarheit über 
die tatsächl ichen Vorstel lungen einer 
schl ießl ichen Fr iedensregelung zu sehen. 
Dazu zählten vorrangig e indeut ige Antwor­
ten auf die Fragen, ob die PLO Israel als 
Staat anerkenne, d ie Haltung Israels ge­
genüber der PLO sowie die Natur und 
Form einer paläst inensischen Existenz im 
Rahmen einer zukünft igen Gesamtrege-
iung. 

XI I . Das war d ie Ausgangslage für die Ta­
gung des Sicherhei tsrats, die vom 25. bis 
29. März 1977 statt fand und die von Ägyp­
ten am 23. März ver langt worden war. 
Ägypten stützte s ich hierbei auf die e in­
gangs erwähnte Resolut ion der General ­
versammlung 31/62 Ziff. 3, die den Sicher­
heitsrat ersucht, den Ber icht des General ­
sekretärs zu behandeln. Die Nahost-Län­
der Ägypten, Israel, Jordanien und später 
noch Syr ien, Jemen und Saudi-Arabien 
beantragten beim Rat und erhiel ten von 
ihm die Erlaubnis, an den Verhandlungen 
ohne St immrecht te i lzunehmen, da sie zur 
Zeit nicht dem Sicherhei tsrat angehö­
ren. 

Ägypten stel l te anschl ießend den Ant rag, 
die PLO gle ichfal ls , in Übere inst immung 
mit f rüheren Beschlüssen des Rats, an 
den Ratssitzungen te i lnehmen zu lassen. 
Der Ratspräsident für den Monat März, 
der amer ikanische Chefdelegier te Young, 
sah keine Mögl ichkei t , den Antrag auf die 
Regeln 37 oder 39 der Geschäf tsordnung 
des Sicherhei tsrats zu stützen. (Regel 37 
läßt eine Einladung zur Tei lnahme an Mit­
g l ieder der Vereinten Nationen zu. Regel 
39 besagt u. a., daß der Rat Personen e in­
laden kann, ihm Informat ionen zur Ver fü­
gung zu stel len oder ihn auf sonst ige Wei ­
se bei der Prüfung der in seine Zustän­
d igkei t fa l lenden Angelegenhei ten zu un­
terstützen.) Sol l te der Rat jedoch die Te i l ­
nahme der PLO beschl ießen, sagte Young, 
so erfo lge sie mit den g le ichen Rechten, 
wie die e ingeladenen Mitg l iedstaaten sie 
hätten. In seiner Eigenschaft als Delegier­
ter der Verein igten Staaten erklärte Bot­
schafter Young sodann, daß seine Regie­
rung sich nicht imstande sehe, den Antrag 
auf Tei lnahme der PLO mit den g le ichen 
Rechten wie sie ein Mitg l iedstaat habe, zu 
unterstützen, so wie die Auffassung der 
USA bei g le icher oder ähnl icher Gelegen­
heit auch in der Vergangenhei t gewesen 
sei. Deshalb beantrage er e ine Abst im­
mung. Er nahm sie dann anschl ießend in 
seiner Eigenschaft als Präsident vor, ohne 
daß sich noch ein wei teres Ratsmitg l ied 
oder einer der geladenen Tei lnehmer zu 
Wort gemeldet hätte. 

Die Abst immung ergab 10 posit ive St im­
men (Benin, China, Indien, Libyen, Maur i ­
t ius, Pakistan, Panama, Rumänien, Sowjet­
union, Venezuela), eine Gegenst imme 
(Vereinigte Staaten), vier Enthal tungen 
(Bundesrepubl ik Deutschland, Frankreich, 
Großbr i tannien, Kanada). Damit war der 
Antrag angenommen, und die PLO konnte 
te i lnehmen. HH 

Wirtschaft und Entwicklung 
Naturschätze: Viel Sacharbelt und etwas Politik 
im Ausschuß — Ägyptische Gedanken zum G e ­
meineigentum der Menschheit« — Energiefragen 
im Vordergrund der Beratungen (27) 

I. Das Thema der arabischen, durch Israel 
bese tz ten Gebiete< gehört mi t t lerwei le 
zum ständigen Repertoire von UN-Gre­
mien. Nachdem es kürzl ich auf der Welt­
wasserkonferenz Anlaß zu einer Ause in­
andersetzung gegeben hatte (s. VN 2/1977 
S. 55), spaltete es auch wenig später den 
Ausschuß des Wir tschaf ts- und Sozialrats 
(ECOSOC) für Naturschätze, auf dessen 
fünfter Tagung (9.—19. Mai 1977) es dar­
über zur ersten Abst immung durch Staa-
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tenaufruf in der Geschichte des Ausschus­
ses kam. Gegenstand des Streits war ein 
Resolut ionsentwurf für eine Empfehlung an 
den ECOSOC (eingebracht von Bangla­
desch, Indien, Jugoslawien, Kenia, Paki­
stan und dem Sudan) zum Tagesordnungs­
punkt >Ständige Souveränität über natür­
l iche Ressourcen^ Nach dem Entwurf 
würde der ECOSOC auf v ier e insch läg i ­
ge Resolut ionen der Generalversamm­
lung Bezug nehmen, »sein Interesse an 
den natür l ichen Ressourcen von Gebie­
ten unter Fremdherrschaft , Kolonialherr­
schaft, f remder Besetzung, Apartheid 
oder Rassendiskr iminierung« äußern, den 
Wunsch bekräf t igen, »die unveräußerl i ­
chen Rechte von Völkern und die Souve­
ränität von Staaten über ihre natür l ichen 
Ressourcen in Gebieten jensei ts ihres 
Herrschaf tsbereichs zu schützen und de­
ren Recht auf Wiedergutmachung und vo l ­
le Entschädigung für die Ausbeutung und 
Beschädigung von diesen natür l ichen Res­
sourcen zu gewährleisten« sowie den Ge­
neralsekretär um Ber ichterstat tung über 
entsprechende Akt iv i täten ersuchen. Die 
vier Resolut ionen der Genera lversamm­
lung betreffen ausnahmslos die »ständige 
Souveränität über natür l iche Ressourcen 
in den besetzten arabischen Gebieten« 
(A/Res/3175(XXVIII), 3336(XXIX), 3516(XXX), 
31/186). Von den 40 anwesenden von ins­
gesamt 54 Ausschußmitg l iedern st immten 
28 mit Ja (unter ihnen Gr iechenland und 
Japan) und eines mit Nein (Vereinigte 
Staaten); elf übten St immenthal tung (au­
ßer der Bundesrepubl ik Deutschland neun 
wei tere west l iche Staaten sowie Para­
guay). Der amer ikanische Delegierte be­
zeichnete die Ausschußempfehlung, mit 
der s ich der ECOSOC auf seiner 63. Ta­
gung wi rd befassen müssen (6. Jul i b is 
5. August 1977), als unannehmbar, wei l un­
genau und ober f läch l ich. Die meisten an­
deren west l ichen Sprecher hoben demge­
genüber darauf ab, das Thema gehöre in 
andere, näml ich pol i t ische Gremien der 
Vereinten Nat ionen, nicht aber in den 
Ausschuß, der für technische Fragen zu­
ständig sei. Der ind ische Vertreter etwa 
vertrat dagegen den Standpunkt, der Aus­
schuß überschrei te seine Kompetenzen 
keineswegs, wenn er auf die Ausbeutung 
natür l icher Ressourcen durch rassist ische 
Regimes und durch die >Besatzungsmäch-
te< in Südafr ika und Nahost e ingehe. In 
d iesem Zusammenhang sei hinzugefügt, 
daß die Resolut ion, mit der der ECOSOC 
den Ausschuß 1970 einger ichtet hat 
(E/Res/1535(XLIX) vom 27. Jul i 1970), zwar 
in ihrer Präambel an das Recht eines je ­
den Landes er innert , seine natür l ichen 
Reichtümer und Ressourcen frei auszubeu­
ten, dies in dem eigent l ichen Ausschuß­
mandat aber nicht aufgreift , dort v ie lmehr 
technische und organisator ische Anwe i ­
sungen ertei l t . Die Vertreter der Mi tg l ied­
staaten sol len überdies mögl ichst Sach­
verständige für Fragen der natür l ichen 
Ressourcen sein. 

Schl ießl ich sei noch nachgetragen, we l ­
che sachl ichen Gründe für den Entwurf 
ins Feld geführt wurden. Für die Ant rag­
stel ler hielt Pakistan fest, d ie >ständige 
Souveränität über natür l iche Ressou rcen 
stel le einen Hauptaspekt der Neuen Welt­
wi r tschaf tsordnung dar, und d ie Frage 

dieser Souveränität habe in der jüngeren 
Vergangenhei t zahl re iche internat ionale 
Konf l ik te sowie Kr iege ausgelöst. Der Aus­
schuß würde mithin der Sache des Frie­
dens d ienen, wenn er auch den hier spe­
zi f isch angesprochenen Gesichtspunkt 
aufgri f fe. Demgegenüber hatte der ägypt i ­
sche Delegierte, der e igent l iche Init iator, 
der s ich den Antragste l lern dann aber in ­
teressanterweise nicht anschloß, eine nu-
ancier tere Ste l lungnahme abgegeben. Er 
hatte versichert , seine Demarche ziele auf 
kein best immtes Land ab und sei rein 
techn ischer Art. Die apostrophier ten Herr­
schaftssysteme t rügen notwendigerweise 
vorübergehenden Charakter, woh ingegen 
die natür l ichen Ressourcen gemeinschaf t ­
l iches Eigentum der Menschhei t seien und 
vor wi lder Ausbeutung durch solche Regi­
mes geschützt werden müßten. Unklar 
bleibt danach, inwieweit s ich die Konzep­
t ionen von Gemeineigentum und souverä­
ner Verfügungsgewal t mi te inander vere in­
baren lassen. 
II . Die Renaissance der Kohlenenergie 
hält an. Nachdem diesem klassischen 
Energieträger beispie lsweise die Leontief-
Studie >The Future of the Wor ld Econo-
my< sowie US-Präsident Carter mit seinem 
Energ ieprogramm vom 20. Apr i l 1977 (Stei­
gerung der Kohleförderung um fast 70 vH) 
Reverenz erwiesen hatten, gesel l te sich 
nunmehr auch der nur al le zwei Jahre zu 
ordent l ichen Tagungen zusammentretende 
Ausschuß für Naturschätze zu den Wieder­
entdeckern. 
Der Ausschuß bekannte s ich, einem Vor­
schlag Venezuelas fo lgend, zu der Lage­
einschätzung, d ie Welt bef inde sich in e i ­
ner Phase des Übergangs von der gegen­
wär t igen, vorwiegend erdölgeprägten 
Energiepalet te zu einer in erster Linie 
durch dauerhaftere, al ternat ive, neue und 
erneuerbare Energiequel len gekennzeich­
neten, sowie von einer Wirtschaft , in we l ­
cher Erdöl und Gas vorwiegend der Ener­
gieerzeugung dienen, zu einer Wirtschaft , 
in der Erdöl und Gas vorwiegend außer­
halb des Energiesektors und ohne Subst i ­
tu t ionsmögl ichkei t eingesetzt werden. Der 
Ausschuß äußerte d ie Hoffnung, d ie Über­
gangsphase möge genügend kurz sein, 
dergestal t daß der Wandel ohne weiteres 
vor Erschöpfung der Erdölvorräte abge­
schlossen werden könne. 
Unter der Sammelbezeichnung >neue und 
erneuerbare< Energiequel len war nament­
l ich an Sonne, Wind, Gezeiten und Erd­
wärme gedacht. In den Ausschußdoku­
menten und in der Aussprache wurde w ie ­
derhol t hervorgehoben, daß insoweit spe­
ziell auch d ie Entwick lungsländer keinen 
Mangel l i t ten. Die vom Zentrum der Ver­
einten Nat ionen für Naturschätze, Energie 
und Transportwesen für die Tagung aus­
gearbei teten Studien hatten deren Lage 
als besonders kr i t isch bezeichnet, und 
zwar nicht nur mit Bl ick auf Verknap­
pungserscheinungen und Engpässe in der 
Versorgung, sondern gerade auch wegen 
der durch d ie Erdölpre iserhöhung bed ing­
ten Zahlungsbi lanzdef iz i te (Erdöl import ­
rechnung derzeit 1 6 M r d Dol lar gegenüber 
3,7 Mrd im Jahre 1973). Diese Arbei tsun­
ter lagen wurden von Venezuela und dem 
Irak, beide OPEC-Mitgl ieder, mit der Be­
gründung angegr i f fen, sie würden der Erd­

ö lpre iserhöhung insofern nicht gerecht, 
als deren nutzbr ingende Effekte zu kurz 
kämen, näml ich d ie St imulat ion von wel t ­
wei ter Forschungstät igkei t zugunsten der 
Energieersparnis und -erhal tung sowie der 
Erschl ießung neuer Energiequel len. Im üb­
rigen seien fast ausschl ießl ich OECD-Da­
ten verwendet worden, also Angaben e i ­
ner schwer l ich als unparte i isch zu be­
zeichnenden Organisat ion, während die 
Zahlenwerke von OPEC und UNCTAD kei ­
ne Berücks icht igung erfahren hätten (in 
d iesem letzteren Sinne vor al lem der 
Irak). 
Zu der Perspekt ive neuer Energiequel len 
faßte der Ausschuß schl ießl ich keine fe­
sten Beschlüsse. Das UN-Sekretar iat sol l 
abk lären, ob es sinnvol l erscheint , eine 
Wel tkonferenz über neue und erneuerbare 
Energiequel len abzuhal ten. Die west l ichen 
Marktwi r tschaf ts länder und die sozial ist i ­
schen Staaten Osteuropas äußerten sich 
dazu einstwei len zurückhal tend, ohne j e ­
doch grundsätz l iche Bedenken anzumel­
den. 
In der Übergangsphase von der >Petro-
leumwirtschaft< zum Einsatz neuer Ener­
gieträger sol l die Kohle aushel fen. So 
stand es in den Arbei tsunter lagen des 
UN-Zentrums für Naturschätze, Energie 
und Transpor twesen, und das war auch 
der Standpunkt , den dessen Direktor 
Baum einnahm. Er t rug vor, e ine Kohleför­
derste igerung koste etwas weniger als 
eine g le ich erg iebige Erdö lmehrproduk­
t ion. Auf Antrag der sozial is t ischen Staa­
ten Osteuropas empfahl der Ausschuß 
dem ECOSOC, s ich für e ine stärkere Nut­
zung der Kohle einzusetzen und vor al lem 
den Aussichten für die Gewinnung von 
f lüssigen und gasförmigen Brennstof fen 
aus Kohle nachzugehen. In d iesem Zu­
sammenhang wurde auch in der Ausspra­
che wiederhol t ein internat ionales Kohle­
symposion angesprochen, das spätestens 
1979 in Polen stat t f inden und Probleme 
der Geologie, des Über- und Untertage­
baus, des Transpor ts sowie neuer Nut­
zungsarten zum Gegenstand haben sol l . 
Über Kernenergie wurde im Ausschuß 
nicht debatt ier t . Man respekt ierte die Spe-
z ia lkompetenz der IAEA. NJP 

UNCTAD: Zucker-Konferenz gescheitert — Einst­
weilen kein neues Zucker-Abkommen (28) 

I. Der Fehlschlag der neunten UN-Zucker-
Konferenz (18. April—27. Mai 1977) über­
rascht nicht. Denn wenn der pre ispol i t i ­
sche Zweck eines Rohstof fabkommens 
nur sein kann, Stabi l i tät auf e inem festzu­
setzenden Niveau zu begünst igen, dann 
war der Konferenz eine überaus schwer 
zu lösende Aufgabe gestel l t . Von der 
zwei ten Hälf te der sechziger Jahre bis 
1974 st ieg der Zuckerpre is von 1,93 
US-Cents je lb (453 Gramm) (Mittel 
1965-1968; Tiefpunkt 1967: 1,18 Cents) 
auf 65,71 Cents (Londoner Börse, 21 . No­
vember 1974). War er 1976 berei ts auf e i ­
nen mit t leren Betrag von 11,51 Cents ge­
sunken, so betrug er im ersten Tr imester 
1977 nur noch etwa 8,75 Cents. Deut l icher 
als durch d ie ta tsäch l iche Preisentwick­
lung kann auch der Mißerfolg des interna­
t ionalen Zucker -Abkommens von 1968 
(ISA 68) kaum dokument ier t werden. Wäh­
rend der fünf jähr igen Laufzeit des Abkom-
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